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BUNDESVERFASSUNGSGERICHT

- 1 BvR 486/14 -

In dem Verfahren
über

die Verfassungsbeschwerde

des Herrn Prof. Dr. G…,

gegen a) den Beschluss des Brandenburgischen Oberlandesgerichts

vom 13. Januar 2014 - 15 UF 107/13 -,

b) den Beschluss des Brandenburgischen Oberlandesgerichts

vom 13. November 2013 - 15 UF 107/13 -,

c) den Beschluss des Amtsgerichts Potsdam

vom 3. Mai 2013 - 43.1 F 100/12 -

hat die 1. Kammer des Ersten Senats des Bundesverfassungsgerichts durch

den Vizepräsidenten Kirchhof,

den Richter Eichberger

und die Richterin Britz

gemäß § 93b in Verbindung mit § 93a BVerfGG in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 11. August 1993 (BGBl I S. 1473)

am 24. Juni 2015 einstimmig beschlossen:

Die Verfassungsbeschwerde wird nicht zur Entscheidung angenom-
men.

G r ü n d e :

I.

Mit der Verfassungsbeschwerde wendet sich der Beschwerdeführer vor allem dage-
gen, dass die Gerichte ihm kein paritätisches Umgangsrecht („Wechsel-modell“) ein-
geräumt haben und beanstandet die zugrunde liegende Gesetzeslage.
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1. Der Beschwerdeführer ist Vater eines im September 2011 nichtehelich gebore-
nen Kindes. Kurz nach der Geburt des Kindes trennten sich die Eltern. Das Kind lebt
im Haushalt der Mutter, die die elterliche Sorge allein ausübt. Anträge des Beschwer-
deführers auf Übertragung des Aufenthaltsbestimmungsrechts, der Gesundheitssor-
ge und der gemeinsamen elterlichen Sorge blieben erfolglos.

Mit Beschluss vom 3. Mai 2013 regelte das Amtsgericht Potsdam den Umgang des
Beschwerdeführers mit dem Kind in Abänderung eines zuvor geschlossenen Ver-
gleichs dergestalt, dass dieser in den geraden Kalenderwochen von Freitag 15:00
Uhr bis Montag 8:30 Uhr Umgang mit seinem Sohn haben soll. Außerdem regelte es
die Urlaubsumgänge. Da das Verhältnis zwischen den Eltern hoch strittig sei, seien
die Umgangswechsel so zu gestalten, dass Begegnungen zwischen den Eltern mög-
lichst vermieden und Übergabesituationen auf ein Minimum reduziert würden.

Auf die Beschwerde des Beschwerdeführers änderte das Oberlandesgericht mit Be-
schluss vom 13. November 2013 den Beschluss des Amtsgerichts dahingehend ab,
dass der Beschwerdeführer zusätzlich zu den Umgängen in den geraden Kalender-
wochen Umgänge mit dem Kind auch in den ungeraden Kalenderwochen jeweils von
Donnerstag 15:00 Uhr bis Freitag 8:30 Uhr haben soll, und traf eine präzisere Ferien-
und Feiertagsregelung.

Es sei nicht zu beanstanden, dass das Amtsgericht von der Anordnung eines Wech-
selmodells abgesehen habe. Das grundrechtlich geschützte Recht des nicht-
sorgeberechtigten Elternteils auf Umgang mit dem Kind finde eine Beschränkung
auch im Elterngrundrecht des anderen, sorgeberechtigten Elternteils. Der Ausgestal-
tung des Umgangsrechts liege das Leitbild des Residenzmodells zugrunde. Diesem
Leitbild entsprächen auch die an den gewöhnlichen Aufenthalt des Kindes anknüp-
fenden Regelungen über die unterschiedlichen Entscheidungskompetenzen des be-
treuenden und des umgangsberechtigten Elternteils in unter anderem §§ 1687 ff.
BGB. Das Umgangsrecht kollidiere mit der elterlichen Befugnis, den Aufenthalt zu be-
stimmen und finde daher seine Grenze, wo seine Ausübung zur Veränderung des Le-
bensmittelpunktes abweichend von der Bestimmung des Sorgeberechtigten führen
würde. Das Recht zur Entscheidung, wo sich das Kind gewöhnlich aufhalte, sei kein
Ausfluss des Umgangsrechts, sondern ein Teil des Sorgerechts. Der nichtsorgebe-
rechtigte Beschwerdeführer könne daher die vom sorgeberechtigten Elternteil getrof-
fene Aufenthaltsbestimmung nicht abändern. Auch wenn die Eltern sich im Rahmen
der Ausübung des gemeinsamen Sorgerechts auf ein Wechselmodell geeinigt hät-
ten, stelle sich dies nicht als Umgangsregelung, sondern als Ausübung des Aufent-
haltsbestimmungsrechts dar, an die jeder Elternteil gebunden sei. Es bestehe aber
keine gerichtliche Befugnis, dieses Recht anstelle des sorgeberechtigten Elternteils
auszuüben.

Darüber hinaus entspreche eine paritätische Betreuung des Kindes durch beide El-
tern nach dem persönlichen Eindruck, den der Senat von ihnen im Rahmen der An-
hörung habe gewinnen können, und nach den Berichten des Jugendamts und des
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Verfahrensbeistands sowie dem Inhalt der beigezogenen Akten der Sorgerechtsver-
fahren nicht dem Kindeswohl. Zwischen den Eltern bestünden ganz erhebliche Kom-
munikationsschwierigkeiten, die auf anhaltenden Spannungen und dem Unvermögen
beruhten, die Hilfe Dritter in Anspruch zu nehmen, um eine die Kindesinteressen be-
treffende Kommunikation herzustellen. So halte der Beschwerdeführer die Mutter für
geisteskrank und gefährlich für das Kind. Diese anhaltenden Vorwürfe empfinde die
Mutter als Kränkung. Sie werfe dem Beschwerdeführer ihrerseits obsessive Klage-
wut und Kindeswohlgefährdung vor. Sämtliche an die Eltern gerichteten Appelle des
Jugendamts, der Verfahrensbeistände und der Gerichte, zu einer sachlichen Kom-
munikationsebene zu kommen, seien bislang gescheitert. Auch dem Senat sei es
im Anhörungstermin nicht gelungen, die Eltern zur Wahrnehmung professioneller El-
terngespräche zu veranlassen. Die zwischen den Eltern abgegebene Erklärung zur
strukturellen Gestaltung des künftigen Umgangs hätten die Eltern unmittelbar danach
widerrufen. In einem solchen Klima wechselseitigen Misstrauens und wechselseiti-
ger Ablehnung würde ein Wechselmodell dem Kind eher schaden. Gerade bei einem
so jungen Kind würde eine paritätische Betreuung eine weitaus höhere Kooperation
und Kommunikation zwischen den Eltern erfordern. Mangels gemeinsamer Koopera-
tions- und Kommunikationsebene zwischen den Eltern würde das ohnehin schon ho-
he Konfliktpotenzial der Eltern bei Praktizierung des Wechselmodells gesteigert und
auf dem Rücken des Kindes ausgetragen.

2. Mit seiner Verfassungsbeschwerde rügt der Beschwerdeführer insbesondere ei-
ne Verletzung seiner Grundrechte aus Art. 6 Abs. 2 GG und Art. 3 Abs. 1 und Abs. 2
GG allein und in Verbindung mit Art. 2, 3 und 18 des völkerrechtlichen Übereinkom-
mens über die Rechte des Kindes (Convention on the Rights of the Child) vom 20.
November 1989 (Zustimmungsgesetz, BGBl 1992 II S. 121 - im Folgenden: UN-
Kinderrechtskonvention). Die aktuelle Gesetzeslage, die nach überwiegender Auffas-
sung der Rechtsprechung die Anordnung eines paritätischen Wechselmodells weder
als Regelung des Umgangs noch des Aufenthaltsbestimmungsrechts zulasse, sei
verfassungswidrig. Da das Elternrecht beiden Elternteilen gleichermaßen zustehe,
bedürfe es einer gesetzlichen Regelung, die es den Gerichten ermögliche, ein Wech-
selmodell auch gegen den Willen eines Elternteils anzuordnen und damit rechtlich
abzusichern, wenn dies dem Kindeswohl nicht widerspreche, hilfsweise ihm entspre-
che. Die Einschätzung des Oberlandesgerichts, wonach die paritätische Betreuung
dem Kindeswohl nicht entspreche, verstoße außerdem gegen Art. 6 Abs. 2 GG und
Art. 3 Abs. 1 und Abs. 2 GG, da sie auf pauschalen, nicht tragfähigen Behauptungen
beruhe und die Gerichte sich nicht mit seinem Vortrag auseinandergesetzt hätten,
wonach selbst in hochstrittigen Elternkonflikten das Wechselmodell dem Kindeswohl
besser entspreche als das Residenzmodell.

II.

Die Verfassungsbeschwerde wird nicht zur Entscheidung angenommen, weil die
Annahmevoraussetzungen des § 93a Abs. 2 BVerfGG nicht vorliegen. Die Verfas-
sungsbeschwerde ist teilweise unzulässig und im Übrigen jedenfalls unbegründet.
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1. Gegen die Vorschriften über die Zuordnung von Sorge- und Umgangsrechten ge-
trennter Eltern, die auch für die gerichtliche Regelung einer paritätischen Betreuung
in Betracht kommen, ist, jedenfalls soweit dies für das vorliegende Verfahren ent-
scheidungserheblich ist, verfassungsrechtlich nichts einzuwenden.

a) Soweit der Beschwerdeführer einen Verstoß gegen Art. 6 Abs. 2 GG rügt, ist die
Verfassungsbeschwerde unbegründet. Die geltende Gesetzeslage verstößt, jeden-
falls soweit entscheidungserheblich, nicht gegen Art. 6 Abs. 2 GG.

aa) Das Elternrecht, welches Art. 6 Abs. 2 GG Müttern wie Vätern gewährleistet, be-
darf der gesetzlichen Ausgestaltung. Weil das Elternrecht beiden Elternteilen zusteht,
sind Regeln zu schaffen, die ihnen für den Fall, dass sie sich über die Ausübung ihrer
Elternverantwortung nicht einigen können, jeweils Rechte und Pflichten gegenüber
dem Kind zuordnen. Dabei hat der Staat sicherzustellen, dass sich die Wahrneh-
mung des Elternrechts am Kindeswohl ausrichtet und bei der Ausübung der Eltern-
verantwortung die Rechte des Kindes Beachtung finden (vgl. BVerfGE 127, 132
<146> m.w.N.). Die Einbeziehung aller Eltern in den Schutzbereich des Art. 6 Abs. 2
GG bedeutet nicht, dass allen Müttern und Vätern stets die gleichen Rechte im Ver-
hältnis zu ihrem Kind eingeräumt werden müssen (vgl. BVerfGE 92, 158 <178 f.>;
107, 150 <169>). Weil die gemeinsame Ausübung der Elternverantwortung nach ei-
ner Trennung eine tragfähige soziale Beziehung zwischen den Eltern voraussetzt
und ein Mindestmaß an Übereinstimmung zwischen ihnen erfordert, obliegt es dem
Gesetzgeber, den einzelnen Elternteilen bestimmte Rechte und Pflichten zuzuord-
nen, wenn die Voraussetzungen für eine gemeinsame Ausübung der Elternverant-
wortung fehlen. Seine Gestaltungsbefugnis ist dabei umso größer, je weniger von ei-
ner Übereinstimmung zwischen den Eltern und von einer sozialen Beziehung
zwischen dem einzelnen Elternteil und dem Kind ausgegangen werden kann (vgl.
BVerfGE 92, 158 <178 f.>; 127, 132 <146 f.>).

bb) (1) Diesen Gestaltungsspielraum überschreitet der Gesetzgeber nicht dadurch,
dass er die Anordnung paritätischer Betreuung nicht als Regelfall vorsieht. Aus Art. 6
Abs. 2 GG und der dazu bislang ergangenen Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts folgt nicht, dass der Gesetzgeber den Gerichten für die Zuordnung von
Rechten und Pflichten getrennt lebender Eltern eine paritätische Betreuung als Regel
vorgeben und eine abweichende gerichtliche Regelung als Ausnahme ausgestalten
müsste.

(2) Ob der Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers überschritten und die Geset-
zeslage damit verfassungswidrig wäre, wenn sie die gegen den Willen eines Eltern-
teils getroffene Anordnung paritätischer Betreuung ausschlösse, bedarf hier ebenso
wenig der Entscheidung wie die primär von den Fachgerichten zu klärende Frage, ob
derzeit nach dem Fachrecht eine solche Anordnung - sei es im Wege sorgerechtli-
cher Regelung, sei es als umgangsrechtliche Regelung - ausgeschlossen ist (vgl. et-
wa OLG Saarbrücken, Beschluss vom 8. September 2014 - 6 UF 62/14 -, juris,
Rn. 14; OLG Brandenburg, Beschluss vom 7. Juni 2012 - 15 UF 314/11 -, juris, Rn.
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10, 17 ff.; KG, Beschluss vom 14. März 2013 - 13 UF 234/12 -, juris, Rn. 26; OLG
Düsseldorf, Beschluss vom 14. März 2011 - 8 UF 189/10 -, juris, Rn. 17 ff.; OLG
Stuttgart, Beschluss vom 14. März 2007 - 16 UF 13/07 -, juris, Rn. 17 ff.; Kinder-
rechtekommission des Deutschen Familiengerichtstags e.V., FamRZ 2014, S. 1157
<1163>; Coester, in: Staudinger, BGB (2009), § 1671, Rn. 23 und 261; Hennemann,
in: Münchener Kommentar, BGB, 6. Aufl. 2012, § 1671, Rn. 91) oder nicht (vgl. etwa
KG, Beschluss vom 28. Februar 2012 - 18 UF 184/09 -, juris, Rn. 11 <jedoch nur im
Ausnahmefall>; OLG Braunschweig, Beschluss vom 3. April 2014 - 3 UF 6/14 -, juris,
Rn. 17 ff.; AG Erfurt, Beschluss vom 1. Oktober 2014 - 36 F 1663/13 -, juris, Rn. 37
ff.; AG Heidelberg, Beschluss vom 19. August 2014 - 31 F 15/14 -, juris, Rn. 49 ff.;
Sünderhauf, Wechselmodell: Psychologie - Recht - Praxis, 2013, S. 376 ff.). Denn
das Oberlandesgericht hat die Anordnung eines paritätischen Umgangsrechts auch
aus verfassungsrechtlich nicht zu beanstandenden Gründen des Kindeswohls abge-
lehnt, welche die Entscheidung eigenständig tragen (unten 2 b).

(3) Mangels Entscheidungserheblichkeit kann umgekehrt auch dahinstehen, ob die
in den Ausführungen des Oberlandesgerichts anklingende Annahme zutrifft, die An-
ordnung paritätischer Betreuung gegen den Willen eines Elternteils komme mit Blick
auf das Elterngrundrecht des sorgeberechtigten Elternteils verfassungsrechtlich von
vornherein nicht in Betracht.

b) Soweit der Beschwerdeführer darüber hinaus eine Verletzung des allgemeinen
Gleichheitssatzes (Art. 3 Abs. 1 GG) und des Grundsatzes der Gleichberechtigung
von Mann und Frau (Art. 3 Abs. 2 GG) rügt, ist seine Verfassungs-beschwerde teils
unbegründet (aa), teils ist sein Vortrag nicht hinreichend substantiiert (bb).

aa) Eine Ungleichbehandlung liegt zwar darin, dass immer dann, wenn eine nicht
paritätische Umgangsregelung getroffen ist, ein Elternteil das Kind häufiger betreuen
kann als der andere Elternteil. Dies ist jedoch mit Art. 3 Abs. 1 GG vereinbar, weil die
Ungleichbehandlung durch einen sachlichen Grund gerechtfertigt ist. Sowohl § 1671
BGB als auch § 1684 BGB in Verbindung mit § 1697a BGB orientieren sich vorrangig
am Kindeswohl. Wenn - wie hier - das Kindeswohl einer paritätischen Betreuung ent-
gegensteht, stellt dies einen sachlichen Grund für etwaige Ungleichbehandlungen
durch Sorgerechtsentscheidungen nach § 1671 BGB oder Umgangsregelungen nach
§ 1684 BGB dar.

bb) Inwiefern die geschlechtsneutral formulierten Regelungen der §§ 1671 und
1684 BGB unmittelbar oder etwa aufgrund einer regelmäßig spezifisch benachteili-
genden Anwendung Männer diskriminieren und damit gegen Art. 3 Abs. 2 GG versto-
ßen könnten, ist weder dargetan noch sonst ersichtlich. Der Beschwerdeführer be-
schränkt sich insoweit auf die pauschale Feststellung, dass die aktuelle Rechtslage
Väter diskriminiere.

c) Eine Verpflichtung des Gesetzgebers, bei fehlender Einigkeit der Eltern eine pari-
tätische Betreuung als Regelfall der Zuordnung von Rechten und Pflichten getrennter
Eltern vorzusehen, besteht auch nicht aufgrund völkerrechtskonformer Auslegung

5/9



19

20

21

des Grundgesetzes im Lichte der UN-Kinderrechtskonvention, weil sich daraus eine
solche Verpflichtung nicht ergibt. Das Oberlandesgericht hat zutreffend darauf hinge-
wiesen, dass der in Art. 18 Abs. 1 der UN-Kinderrechtskonvention geregelte Grund-
satz der gemeinsamen Erziehungsverantwortung beider Eltern der Garantie des El-
ternrechts in Art. 6 Abs. 2 GG entspricht. Eine Verpflichtung des Gesetzgebers
zur Einführung eines paritätischen Betreuungsrechts als Regelmodell kann daraus
nicht hergeleitet werden. Dass Art. 18 Abs. 1 der UN-Kinderrechtskonvention hierzu
verpflichtet, ist auch deshalb ausgeschlossen, weil Art. 9 der UN-
Kinderrechtskonvention eine umgangsrechtliche Spezialregelung für den Fall der
Trennung der Eltern enthält. Art. 9 Abs. 3 der UN-Kinderrechtskonvention gewähr-
leistet das Umgangsrecht des Kindes zu dem von ihm getrennt lebenden Elternteil,
besagt aber nichts darüber, in welchem Umfang die Vertragsstaaten den Umgang
zu bemessen haben. Aus dem Diskriminierungsverbot des Art. 2 der UN-
Kinderrechtskonvention folgt nichts anderes. Wie Art. 3 GG erfordert dieses keine
identische Behandlung, sondern lässt es zu, sachlich berechtigte Differenzierungen
angemessen zu berücksichtigen (vgl. Schmahl, UN-Kinderrechtskonvention, 2. Aufl.
2013, Art. 2, Rn. 3). Bei Sorgerechtsentscheidungen nach § 1671 BGB beziehungs-
weise Umgangsregelungen nach § 1684 BGB können Gründe des Kindeswohls einer
paritätischen Betreuung entgegenstehen (oben II 1 b aa).

2. Die Auslegung und Anwendung der §§ 1671, 1684 BGB durch die Fachgerichte
ist im konkreten Fall im Ergebnis von Verfassungs wegen nicht zu beanstanden.

a) Bei der Überprüfung fachgerichtlicher Entscheidungen, welche Sorge- und Um-
gangsstreitigkeiten zwischen den Eltern zum Gegenstand haben, überprüft das Bun-
desverfassungsgericht die fachgerichtliche Ermittlung und Würdigung des Sachver-
halts sowie die Auslegung und Anwendung des einfachen Rechts nur daraufhin, ob
die fachgerichtliche Entscheidung eine grundsätzliche Verkennung der Grundrechte
oder eine willkürliche Handhabung des einfachen Rechts erkennen lässt (vgl.
BVerfGE 18, 85 <92 f.>; 31, 194 <210>; BVerfG, Beschluss der 1. Kammer des Ers-
ten Senats vom 16. April 2014 - 1 BvR 3360/13 -, juris, Rn. 7 f. m.w.N.).

Unabhängig davon, ob die in der angegriffenen Entscheidung anklingende Ein-
schätzung des Oberlandesgerichts zutrifft, die Anordnung paritätischer Betreuung
gegen den Willen eines Elternteils sei bereits von Verfassungs wegen ausgeschlos-
sen, und ungeachtet der Frage, ob die Regelung der paritätischen Betreuung als Fra-
ge der elterlichen Sorge (so etwa OLG Saarbrücken, Beschluss vom 8. September
2014 - 6 UF 62/14 -, juris, Rn. 15; OLG Brandenburg, Beschluss vom 7. Juni 2012 -
15 UF 314/11 -, juris, Rn. 10, 17; KG, Beschluss vom 14. März 2013 - 13 UF 234/12 -,
juris, Rn. 26; OLG Düsseldorf, Beschluss vom 14. März 2011 - 8 UF 189/10 -, juris,
Rn. 14 ff.) oder als Umgangsregelung (so etwa OLG Naumburg, Beschluss vom 26.
September 2013 - 8 UF 146/13 -, juris, Rn. 14 f.; KG, Beschluss vom 28. Februar
2012 - 18 UF 184/09 -, juris, Rn. 11; OLG Braunschweig, Beschluss vom 3. April
2014 - 3 UF 6/14 - juris, Rn. 17 ff.; AG Erfurt, Beschluss vom 1. Oktober 2014 - 36 F
1663/13 -, juris, Rn. 30, 35; AG Heidelberg, Beschluss vom 19. August 2014 - 31 F
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15/14 -, juris, Rn. 50 ff.) einzuordnen ist, könnte über eine paritätische Betreuung
des Kindes - die Möglichkeit dieser gesetzlichen Ausgestaltung unterstellt - nur nach
der jeweiligen Lage des Einzelfalls unter Berücksichtigung des Kindeswohls und un-
ter Beachtung der berechtigten Interessen der Eltern und des Kindes sachgerecht
entschieden werden. Denn sowohl im Rahmen des § 1671 BGB als auch bei der
Anwendung des § 1684 BGB müssen die Fachgerichte die beiderseitigen Grund-
rechtspositionen der Eltern wie auch das Wohl des Kindes und dessen Individuali-
tät als Grundrechtsträger berücksichtigen (vgl. BVerfGE 31, 194 <206 f.>; 55, 171
<179>; 64, 180 <188>) und sich im Einzelfall um eine Konkordanz der verschiedenen
Grundrechte bemühen. Ausschlaggebend ist jeweils das Wohl des Kindes (vgl. etwa
BVerfGE 55, 171 <179> bezüglich der elterlichen Sorge; BVerfGE 121, 69 <98> so-
wie BVerfGK 17, 407 <411 f.> bezüglich der Anordnung beziehungsweise Regelung
des Umgangs).

b) Dass die angegriffenen Entscheidungen diesen Maßstäben nicht genügen, ist
nicht zu erkennen. Eine paritätische Betreuung entsprach - deren rechtliche Möglich-
keit unterstellt - nach den insoweit überzeugenden Ausführungen des Oberlandesge-
richts im vorliegenden Fall nicht dem Kindeswohl. Das Oberlandesgericht hat dies
plausibel damit begründet, dass aufgrund anhaltender Spannungen ganz erhebliche
Kommunikationsschwierigkeiten zwischen den Eltern bestünden und es ihnen trotz
zahlreicher Versuche der Fachkräfte und Gerichte auch zwei Jahre nach ihrer Tren-
nung nicht gelungen sei, sich auf professionell begleitete Elterngespräche zu ver-
ständigen. Es hat sich hierbei auf seine eigenen Wahrnehmungen im Anhörungster-
min, auf die Berichte des Jugendamts und des Verfahrensbeistands sowie den Inhalt
der beigezogenen Sorgerechtsakten gestützt. Die erheblichen Differenzen zwischen
den Eltern werden darüber hinaus durch die im Verfahren eingereichten Schriftsätze
beider Elternteile belegt. Soweit der Beschwerdeführer dem Oberlandesgericht vor-
hält, es habe weder festgestellt, worin das vermeintliche Konfliktpotenzial der Eltern
bestehe, noch habe es das zeitweilige „nahezu reibungslose“ Funktionieren einer im
März 2012 getroffenen Umgangsregelung bis zum Umgangsantrag der Mutter im No-
vember 2012 berücksichtigt, widerspricht dies den Feststellungen der beigezogenen
Beschlüsse des Sorgerechtsverfahrens. Diese benennen diverse, die Ausübung des
Umgangs betreffende Streitigkeiten während des vom Beschwerdeführer genannten
Zeitraums, die in einem Fall sogar zu einem Polizeieinsatz und in einem anderen Fall
dazu führten, dass das Kind aufgrund des gegenseitigen Misstrauens der Eltern we-
gen derselben Erkrankung unnötig ein zweites Mal in einer Klinik vorgestellt wurde.
Dies zeigt eindrücklich, dass die Eltern nicht in der Lage sind, ihr Kind aus ihrem Kon-
flikt herauszuhalten, sondern dass sie dieses aktiv in ihre Streitigkeiten einbeziehen.
Vor diesem Hintergrund ist die vom Oberlandesgericht getroffene Prognose, wonach
sich das bereits hohe Konfliktpotenzial der Eltern bei Praktizierung des Wechselmo-
dells weiter steigern würde, nicht zu beanstanden. Das Oberlandesgericht hat dies im
Übrigen mit dem noch jungen Alter des Kindes und dem eigentlichen Bestreben des
Beschwerdeführers, das Aufenthaltsbestimmungsrecht für das Kind zu erlangen, be-
gründet. Dass letzteres zu weiterem Konfliktstoff zwischen den Eltern führen würde,
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liegt auf der Hand. Gleiches gilt im Hinblick auf das Begehren des Beschwerdefüh-
rers, das Kind während seiner Betreuungszeit in der Kindertagesstätte jederzeit zu
sich nehmen zu dürfen. Denn damit zeigt er, dass er die von der Mutter getroffene
Entscheidung, die Erziehungsangebote der Kindertagesstätte in dem von ihr ge-
wünschten zeitlichen Umfang anzunehmen, nicht akzeptiert, was weiteres Konflikt-
potenzial in sich birgt.

Da es der prognostischen Einschätzung des Fachgerichts als Tatsachengericht ob-
liegt, ob eine paritätische Betreuung mit Blick auf das Kindeswohl in Betracht kommt
oder nicht, und die vorliegend getroffene Prognose des Oberlandesgerichts keinerlei
verfassungsrechtlichen Bedenken begegnet, kam es auf die ab-strakte Behauptung
des Beschwerdeführers, das Wechselmodell sei nach dem Stand der psychologi-
schen Forschung selbst in hochstrittigen Elternkonflikten gegenüber dem Residenz-
modell die dem Kindeswohl förderlichere Betreuungsalternative, nicht an.

3. Entgegen der Auffassung des Beschwerdeführers verstößt die im vorliegenden
Fall vorgenommene Auslegung der bestehenden gesetzlichen Regelungen durch die
Fachgerichte auch nicht gegen Art. 3 Abs. 1 und Abs. 2 GG. Die Versagung der An-
ordnung eines Wechselmodells ist aus einem sachlichen Grund gerechtfertigt. Denn
die paritätische Betreuung des Kindes entspricht aus den vorgenannten Gründen
nach den verfassungsrechtlich nicht zu beanstandenden Ausführungen des Oberlan-
desgerichts nicht dem Kindeswohl.

Diese Entscheidung ist unanfechtbar.

Kirchhof Eichberger Britz
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Bundesverfassungsgericht, Beschluss der 1. Kammer des Ersten Senats vom
24. Juni 2015 - 1 BvR 486/14

Zitiervorschlag BVerfG, Beschluss der 1. Kammer des Ersten Senats vom 24. Ju-
ni 2015 - 1 BvR 486/14 - Rn. (1 - 25), http://www.bverfg.de/e/
rk20150624_1bvr048614.html
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